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Bericht A7-0254/2014 
Jean-Luc Dehaene, Ivailo Kalfin 
Verhandlungen über den MFR 2014–2020: Erkenntnisse und weiteres Vorgehen 
2014/2005(INI) 

Alternativer Entschließungsantrag (Artikel 157 Absatz 4 der Geschäftsordnung) zu dem 
nichtlegislativen Entschließungsantrag A7-0254/2014 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Verhandlungen über den MFR 
2014-2020: Erkenntnisse und weiteres Vorgehen 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung des 
mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2014–2020 (COM(2011)0398), geändert am 
6. Juli 2012 (COM(2012)0388), und den Entwurf der Interinstitutionellen Vereinbarung 
(IIV) zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung 
(COM(2011)0403), 

– unter Hinweis darauf, dass es gemäß Artikel 312 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union am 19. November 2013 seine Zustimmung zur MFR-Verordnung 
erteilt und am gleichen Tag den Abschluss der IIV gebilligt hat, 

– unter Hinweis darauf, dass der MFR und die IIV am 2. Dezember 2013 endgültig 
angenommen und am 20. Dezember 2013 im Amtsblatt veröffentlicht wurden, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Juni 2011 zu dem Thema „Investition in 
die Zukunft: ein neuer mehrjähriger Finanzrahmen (MFR) für ein wettbewerbsfähiges, 
nachhaltiges und inklusives Europa“, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Juni 2012 zum Thema Mehrjähriger 
Finanzrahmen und Eigenmittel1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. Oktober 2012 im Interesse eines 
positiven Ergebnisses des Genehmigungsverfahrens für den mehrjährigen 
Finanzrahmen für die Jahre 2014–20202, 

                                                 
1 ABl. C 332 E vom 15.11.2013, S. 42. 
2 ABl. C 68 E vom 7.3.2014, S. 1. 
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– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. März 2013 zu den Schlussfolgerungen 
des Europäischen Rates im Rahmen seiner Tagung vom 7./8. Februar 2013 betreffend 
den mehrjährigen Finanzrahmen1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 3. Juli 2013 zu der politischen Einigung 
über den mehrjährigen Finanzrahmen 2014-20202, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Dezember 2013 zu den Beziehungen 
des Europäischen Parlaments zu den Organen, in denen die Regierungen der 
Mitgliedstaaten vertreten sind3, 

– in Kenntnis des Berichts des Haushaltsausschusses und der Stellungnahmen des 
Ausschusses für konstitutionelle Fragen, des Ausschusses für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, des Ausschusses für regionale Entwicklung und des Ausschusses für 
bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A6-0254/2014), 

– gestützt auf Artikel 157 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung, 

A. in der Erwägung dass die Einigung über den MFR 2014-2020 das Ergebnis langer und 
mühsamer Verhandlungen war, die sich über zweieinhalb Jahre hinzogen; im tiefem 
Bedauern über die endgültige politische Einigung, die von den drei Präsidenten (des 
Parlaments, des Ratsvorsitzes bzw. der Kommission) gemäß einer besonderen 
Auslegung von Artikel 324 AEUV auf höchster politischer Ebene erzielt wurde; unter 
Verurteilung des geheimnistuerischen, undemokratischen Verfahrens, das ohne 
vorherige Konsultation aller Fraktionen im Parlaments zu den Aussagen des Präsidenten 
des Parlaments vom 27. Juni 2013 führte; ferner im Bedauern darüber, dass der 
Europäische Rat die Rolle und die Kompetenzen des Parlaments gemäß dem Vertrag 
von Lissabon missachtet; 

B. im tiefen Bedauern über diese Einigung, die keine Prioritäten und Bedenken 
widerspiegelt, die zu einem Umschwung in der derzeitigen Sozial-, Wirtschafts- und 
Finanzkrise beitragen könnten, durch den die soziale Notstandsituation, die in so vielen 
EU-Mitgliedstaaten vorherrscht, beendet werden könnte; im Bedauern darüber, dass 
keines der wesentlichen Ziele erreicht wurde; 

C. in der Erwägung, dass der vom Europäischen Rat beschlossene und vom Parlament 
letztlich abgesegnete Gesamtumfang des nächsten MFR (960 Mrd. EUR an 
Verpflichtungsermächtigungen, 908 Mrd. EUR an Zahlungsermächtigungen in Preisen 
von 2011) im Vergleich zum Finanzrahmen 2007-2013 Kürzungen in Höhe von 3,5 % 
bei den Verpflichtungsermächtigungen und von 3,7 % bei den Zahlungsermächtigungen 
bedeutet, was einer Kürzung der Verpflichtungsermächtigungen um 8,8 % und der 
Zahlungsermächtigungen um 10 % gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission entspricht, der auf dem Einfrieren des EU-Haushalts auf dem Niveau von 
2013 beruhte, und dies trotz der zunehmenden Befugnisse der EU infolge des Vertrags 
von Lissabon und der Erweiterung der Union auf 28 Mitgliedstaaten; in der Erwägung, 

                                                 
1 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0078. 
2 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0304. 
3 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0599. 
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dass dieser Mittelumfang den politischen Zielen und Verpflichtungen der EU nicht 
gerecht wird, insbesondere in Bezug auf die Umsetzung einer Strategie zur Förderung 
nachhaltigen Wachstums und hochwertiger Beschäftigung und zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung; 

D. in der Erwägung, dass der Jahreshaushalt der EU in den nächsten Jahren weiterhin 
ungefähr 1 % des BNE der EU ausmachen wird, was dem Niveau der frühen 
Neunzigerjahre entspricht, und demnach weit unter der 1992 beschlossenen und 2010 
bestätigten Eigenmittelobergrenze von 1,29 % des BNE bei den 
Verpflichtungsermächtigungen und von 1,23 % des BNE bei den 
Zahlungsermächtigungen liegen wird; 

E. in der Erwägung, dass das Parlament, indem es seine Legislativbefugnisse – 
einschließlich der Möglichkeit, seine Zustimmung nicht zu erteilen – nicht in vollem 
Umfang genutzt hat, es sich selbst unmöglich gemacht hat, die vom Rat durchgesetzten 
Gesamtzahlen für den MFR anzufechten, und es nicht bewerkstelligte, einen modernen, 
zukunftsorientierten, flexiblen und transparenten EU-Haushalt zu unterbreiten, der 
Wachstum und hochwertige Beschäftigung gewährleisten und die Kluft zwischen den 
politischen Verpflichtungen und den Haushaltsmitteln der EU überbrücken würde; in 
der Erwägung, dass das Parlament sich auf eine bessere Ausführung des vom Rat 
beschlossenen MFR konzentriert hat, indem es die Aufnahme mehrerer neuer 
Bestimmungen ausgehandelt hat, die insbesondere die neuen Vorkehrungen für die 
Änderung des MFR, die Flexibilität, die Einheit und Transparenz des Haushaltsplans 
der EU betreffen, zusammen mit einer weiteren Verpflichtung zur Reform der 
Finanzierung des EU-Haushalts (gemeinsame Erklärung zu den Eigenmitteln); 

F. in der Erwägung, dass die durch den Vertrag von Lissabon gebotenen Möglichkeiten 
zur Änderung der Beschlussfassungsverfahren für den MFR und die 
Eigenmittelbeschlüsse nicht ausgeschöpft wurden; 

1. bekräftigt, dass der MFR 2014-2020 die erfolgreiche Umsetzung der Kohäsions- und 
Integrationspolitik ohne Anwendung irgendwelcher makroökonomischer 
Konditionalitäten sowie die Förderung von Wachstum und hochwertiger Beschäftigung, 
auch für junge Menschen, sicherstellen, die Unterstützung für die Ärmsten ausweiten 
und die EU mit den notwendigen Mitteln ausstatten sollte, um die Krise zu überwinden 
und gestärkt daraus hervorzugehen; unterstreicht daher, wie wichtig es ist, ihre 
Investitionen in Innovation, Forschung und Entwicklung, Infrastruktur und Jugend 
erheblich zu erhöhen, Armut zu bekämpfen, die Ziele der EU in den Bereichen 
Klimawandel und Energie zu verwirklichen, das Bildungsniveau zu verbessern und die 
soziale Inklusion zu fördern; 

2. bedauert zutiefst sowohl das Verfahren, das zu der Einigung  über den MFR 2014-2020 
geführt hat, als auch die politische Debatte über  diese Verhandlungen, bei denen die 
Entschließungen des Parlaments vom 23. Oktober 2012  und 13. März 2013 missachtet 
wurden; bedauert zutiefst das geheimnistuerische, undemokratische Verfahren, dass 
ohne vorherige Konsultation aller Fraktionen im Parlament zu der politischen Einigung 
vom 27. Juni 2013 über den MFR 2014-2020 führte; bedauert darüber hinaus, dass das 
Parlament am 19. November 2013 dem MFR 2014-2020 und der neuen MFR-
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Verordnung zustimmte und den Abschluss der neuen IIV billigte; vertritt daher die 
Ansicht, dass der Rat und das Parlament als gesetzgebende Organe die Verantwortung 
für die politischen und die institutionellen Konsequenzen der endgültigen Vereinbarung 
übernehmen sollen; bedauert, dass der Europäische Rat die Rolle und die Kompetenzen 
des Parlaments gemäß dem Vertrag von Lissabon missachtet; hält es deshalb für 
ungemein wichtig, dass in diesem Bericht die notwendigen Lehren in politischer und 
institutioneller Hinsicht gezogen werden, die dann als Grundlage für die Vorbereitung 
künftiger Verhandlungen dienen können, vor allem mit Blick auf die Änderung des 
MFR nach der Wahl, die von der Kommission bis spätestens Ende 2016 eingeleitet 
werden muss; 

3. bedauert zutiefst, dass die Rolle des EU-Haushalts als wichtiges gemeinsames 
politisches Instrument zur Überwindung der derzeitigen wirtschaftlichen und sozialen 
Krise nicht richtig anerkannt wurde; weist darauf hin, dass der EU-Haushalt 
hauptsächlich Investitionen dient und einen einzigartigen Rahmen für die 
Koordinierung und Verstärkung der einzelstaatlichen Anstrengungen zur 
Wiederbelebung des Wachstums, zur Schaffung von hochwertigen Arbeitsplätzen in der 
gesamten EU und zur Überwindung der Kluft zwischen Regionen und zwischen 
Mitgliedstaaten bietet; 

4. ist der Ansicht, dass diese Einigung, die für die Union in den nächsten sieben Jahren 
verbindlich ist, und die Maßnahmen des Europäischen Rates, der Kommission, der 
Europäischen Zentralbank und des Internationalen Währungsfonds nur den bereits 
dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit verschärfen, zu gravierenden 
Lohnkürzungen, einem höheren Renteneintrittsalter und geringeren öffentlichen 
Ausgaben für Bereiche wie Forschung, Innovation, Bildung und Gesundheit führen 
werden; 

5. beanstandet den Mangel an Transparenz beim Zustandekommen der politischen 
Einigung über den MFR 2014-2020 im Europäischen Rat sowohl hinsichtlich der 
Ausgaben- als auch der Einnahmenseite des MFR; weist mit Nachdruck darauf hin, dass 
es über sämtliche der Kommission vorliegenden einschlägigen Informationen über die 
Höhe der im Rahmen der Kohäsions- und Agrarpolitik bewilligten nationalen Mittel 
einschließlich der den einzelnen Mitgliedstaaten genehmigten Ausnahmen und 
Sonderzuweisungen verfügen muss; bekräftigt seine Forderung nach allen 
sachdienlichen Informationen über die Auswirkungen der auf der Einnahmenseite des 
MFR gefassten Beschlüsse auf die einzelnen Mitgliedstaaten; 

6. ist darüber hinaus überzeugt, dass sich spürbare Fortschritte erst nach einer eingehenden 
Reform der Finanzierung des EU-Haushalts erzielen lassen, wobei man unter Achtung 
von Wortlaut und Geist des Vertrags zu einem System echter, klarer, einfacher und 
fairer Eigenmittel zurückkehren sollte; betont, dass sich durch die Einführung eines 
oder mehrerer neuer Eigenmittel der Anteil der nach dem BNE berechneten Beiträge 
zum EU-Haushalt wohl reduzieren und dementsprechend auch die Belastung der 
Staatskassen der Mitgliedstaaten verringern ließe; bekräftigt, dass es sich nachdrücklich 
für alle Prozesse einsetzen wird, die zu einer Reform des Eigenmittelsystems führen, 
das derzeit durch Komplexität, mangelnde Transparenz und Ineffizienz gekennzeichnet 
ist; bedauert zutiefst, dass die endgültige Vereinbarung im Rat über das 
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Eigenmittelsystem noch komplexer ist als die vorhergehende, da dadurch neue Rabatte 
und Ausnahmen eingeführt wurden; bedauert zutiefst, dass trotz aller staatlichen 
Finanzmittel, die in den vergangenen Jahren für den Bankensektor bereitgestellt 
wurden, sämtliche Vorschläge betreffend eine Besteuerung des Finanzsektors zwecks 
Refinanzierung des öffentlichen Sektors aufgegeben wurden;  

7. bedauert daher die Aufnahme der makroökonomischen Konditionalität und der 
Leistungsreserve in die politische Einigung des Europäischen Rates, da diese gemäß 
AEUV unter das Mitentscheidungsverfahren fallen; 

8. erhebt Einwände gegen den vom Rat der Europäischen Union geschaffenen 
Präzedenzfall betreffend die der neuen Region in äußerster Randlage Mayotte im 
Rahmen des MFR 2014-2020 zugewiesenen Strukturfondsmittel; hebt hervor, dass 
bisher für keine Region Pauschalbeträge ohne jegliche Rechtsgrundlage oder geltendes 
Kriterium bereitgestellt wurden; weist darauf hin, dass dieser Präzedenzfall die Achtung 
des Grundsatzes der Gleichheit der Regionen und der Einstufungen der Regionen in 
durch die gemeinsamen Fondsvorschriften definierte Kategorien beeinträchtigt. 

9. erachtet die umfangreichen Kürzungen von bis zu 20% in Bezug auf den Asyl-, 
Migrations- und Integrationsfonds als sehr bedauerlich; verurteilt die Tatsache, dass das 
zur Prüfung der Vorschläge für JI-Mittel gewählte Verfahren das Parlament daran 
hinderte, Änderungsanträge zur Finanzierung der Ziele dieser Fonds einzureichen, 
womit die Befugnisse des Parlaments als Mitgesetzgeber im Haushaltsverfahren 
beeinträchtigt wurden; bedauert, dass die späte Bekanntgabe der im MFR für die 
einzelnen Politikbereiche vorgesehenen Beträge und Obergrenzen den einzelnen 
Berichterstattern nicht geholfen hat, ein strategisches Konzept für die Verhandlungen 
mit dem Rat zu entwickeln; hält es für bedauerlich, dass die Kommission es in den 
Verhandlungen über bestimmte Fonds, auch bei der Wahl zwischen delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten, an Transparenz fehlen ließ, was den 
Vorschlägen des Rates mehr Unterstützung verschaffte; 

10. erachtet es als gefährlich und den Vertragsbestimmungen entgegenstehend, dass der 
Europäische Rat EU-Gipfel nutzt, um seine Standpunkte durchzusetzen, auch in Fragen, 
die der Mitentscheidung mit dem Parlament unterliegen, was de facto einen 
Machtmissbrauch bewirkt; vertritt im Umkehrschluss die Auffassung, dass das 
Parlament durch die Erteilung seiner Zustimmung zum MFR 2014-2020 das Verhalten 
des Rates legitimiert hat; 

11. stellt in Bezug auf die Mittel im Bereich des Inneren außerdem fest, dass im Rahmen 
des ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nicht vorgesehen ist, dass die Kommission 
und der Rat über einen von ihnen einvernehmlich festgelegten Standpunkt verhandeln, 
ohne das Parlament einzubeziehen, und dem Parlament diesen Standpunkt anschließend 
als vollendete Tatsache vorlegen; 

12. bedauert zutiefst, dass die vom Europäischen Rat beschlossenen Beträge für den MFR 
(Gesamtumfang und Aufteilung per Rubrik) letzten Endes vom Parlament nicht 
angefochten wurden; betont allerdings, dass dies keinesfalls als Präzedenzfall betrachtet 
werden sollte, und bekräftigt seinen Standpunkt, dass die MFR-Beträge und jeder 
andere Teil der einschlägigen politischen Einigung des Europäischen Rates 2016 einer 
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mit dem Parlament ausgehandelten Halbzeitüberprüfung unterzogen werden sollten, die 
berücksichtigt, wie wichtig es ist, die Investitionen der EU in soziale Integration und 
Zusammenhalt, die Schaffung nachhaltiger und hochwertiger Beschäftigung, die 
Verbesserung des Bildungsniveaus, Innovation, Forschung und Entwicklung, 
Infrastrukturen und die Verwirklichung der Ziele der EU in Bezug auf Klimawandel 
und erneuerbare Energie beträchtlich zu erhöhen; 

13. betont, dass die Diskussionen über die Kohäsionspolitik sich auf die Analyse der 
regionalen Entwicklungsanforderungen stützen und die Bewertung der Ausführung im 
vorherigen Programmplanungszeitraum berücksichtigen müssen; unterstreicht, dass die 
Kohäsionspolitik eine wachstumsfördernde Investitionspolitik  und ein EU-Instrument 
zur Förderung von Wachstum, Schaffung von hochwertigen Arbeitsplätzen, Förderung 
öffentlicher Investitionen und Begünstigung sozialer Integration ist; weist darauf hin, 
dass das Fehlen angemessener Finanzmittel für die Kohäsionspolitik zwangsläufig 
Ungleichgewichte schaffen, die wirtschaftliche Entwicklung behindern und das 
Solidaritätsprinzip untergraben wird; 

14. erinnert daran, dass die nächste Kommission, die nach der Europawahl 2014 ihr Amt 
antreten wird, bis Ende 2016 eine obligatorische Überprüfung und Änderung des MFR 
2014-2020 einleiten muss, was die Möglichkeit einer Anhebung der MFR-Obergrenzen 
und Verbesserung seiner Ausgabenstruktur eröffnet; betont, dass die Änderung 
rechtsverbindlich sein und in der MFR-Verordnung verankert werden sollte, da die 
nächste Kommission und das nächste Parlament die Möglichkeit haben müssen, die 
politischen Prioritäten der EU neu zu bewerten und so dem MFR eine erneute 
demokratische Legitimität zu verleihen; betont, dass das Investitionsniveau in Europa 
infolge der Wirtschaftskrise zwischen 2008 und 2012 erheblich gesunken ist, und 
erinnert daran, dass Europa dadurch Schätzungen1 zufolge bis 2020 Einnahmenverluste 
in Höhe von 540 Mrd. EUR entstehen werden; 

15. unterstreicht, dass der Mehrjährige Finanzrahmen nicht für einen Siebenjahreszeitraum 
aufgestellt werden sollte, sondern stattdessen für einen Fünfjahreszeitraum im Einklang 
mit dem Mandat des Parlaments; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Europäischen Rat, dem Rat, der 
Kommission und den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

Or. en 

 
 

                                                 
1 Rede des Vorsitzenden des Rates der Gouverneure der EIB während der Europäischen Interparlamentarischen 
Woche 2014, 21. Januar 2014. 


